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Unterschiedlicher hätten Gerichte nicht entscheiden können: Ende Juni beschloss der deutsche
Bundestag mit den Stimmen der Ampelkoalition sowie der Linkspartei die Streichung von Paragraph
219a, bekannt als „Werbeverbot für Abtreibungen“. Dieser überfällige Schritt ermöglicht
Schwangeren künftig einen einfacheren Zugang zu Informationen sowohl über Ärzt:innen und
Kliniken, die Schwangerschaftsabbrüche vornehmen, als auch über die Methoden, die dazu
angewandt werden.

Am selben Tag entschied in den USA der Supreme Court (Oberster Bundesgerichtshof) mit einer
Mehrheit konservativer und teils ultrareaktionärer Verfassungsrichter:innen von 5:4 Stimmen, ein
knapp 50 Jahre altes Grundsatzurteil zu kippen. Die damalige Entscheidung im Fall „Roe vs. Wade“
garantierte bisher das Recht auf Abtreibung bis zur 23. Schwangerschaftswoche. Das bedeutet, dass
bisher in den meisten US-Bundesstaaten Abtreibungen rechtlich nahezu uneingeschränkt möglich
waren.

Bereits Anfang Juni war ein im Februar 2022 verfasster erster Entwurf des jetzt verkündeten Urteils
über die Nachrichtenseite Politico an die Öffentlichkeit gelangt. Es kam zu spontanen
Demonstrationen in über 450 Städten der USA und einem eher verzweifelten Versuch der
Demokratischen Partei, das Recht auf Abtreibung durch Kongressbeschluss in einem Bundesgesetz
zu verankern. Bisher fehlt jedoch eine Gegenwehr der organisierten Arbeiter:innenklasse.

Dass der Supreme Court ausgerechnet jetzt eine solche Grundsatzentscheidung trifft, hängt auch
mit der aktuellen Zusammensetzung des höchsten US-Gerichts zusammen. Ex-Präsident Trump
hatte während seiner Amtszeit drei Posten neu besetzt, wodurch sich eine Verschiebung ergeben
hat: Von insgesamt neun Richter:innen sind sechs dem konservativen bzw. republikanischen und nur
noch drei dem progressiven bzw. demokratischen Lager zuzuordnen. Seine Entscheidung ist jedoch
nicht repräsentativ für die Haltung der Bevölkerung zum Thema Abtreibung: Laut Umfragen
befürworten um die 70 % der US-Amerikaner:innen „Roe vs. Wade“.

Bedeutung für Schwangere und die Arbeiter:innenklasse

Mit dem neuen Urteil ist der Weg für einzelne Bundesstaaten frei, eigene Gesetze zur Abtreibung
und damit Kontrolle über Frauenkörper zu erlassen. Mehrere waren bereits auf dieses Urteil
vorbereitet und hatten – teils extreme Verschärfungen bis hin zu (faktischen) Verboten von
Schwangerschaftsabbrüchen – bereits als sogenannte „Trigger Laws“ genannte Entwürfe in den
Schubladen. Quasi über Nacht sind somit in überwiegend republikanisch regierten US-
Bundesstaaten wie Arkansas oder Oklahoma Schwangerschaftsabbrüche für illegal erklärt worden.

Bereits im September 2021 trat das sogenannte „Heartbeat Law“ in Texas in Kraft. Es verbietet
Abtreibungen, nachdem ein fötaler Herzschlag in der sechsten Woche festgestellt werden kann – ein
Zeitraum, der so kurz ausfällt, dass viele Frauen nicht einmal wissen, dass sie schwanger sind. Es
macht keine Ausnahme bei Vergewaltigung oder Inzest. In Texas drohen Schwangeren, Ärzt:innen
oder gar Personen, die anderweitig Abtreibungen unterstützen oder ermöglichen, und sei es ein:e
Taxifahrer:in zur Beförderung der Schwangeren, hohe Geld- oder Haftstrafen. Was dies für die akut
Betroffenen bedeutet, mag sich niemand vorstellen.
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Betrachtet man die Karte der US-Bundesstaaten, ist oder wird mit großer Wahrscheinlichkeit in
weiten Teilen des Landes – abgesehen von den liberalen Küstenregionen und vereinzelten Staaten
im Norden – entweder ein faktisches Verbot von Schwangerschaftsabbrüchen oder ein sehr
eingeschränkter Zugang dazu vorherrschen.

Insbesondere Frauen in ländlichen Gebieten des Mittleren Westens sowie einkommensschwachen,
migrantischen und Women of Color wird der Zugang zu legalen und sicheren Abtreibungen weiter
erschwert bis verweigert. An diesem Punkt zeigt sich der Klassencharakter des Urteils und seiner
Auswirkungen. Zweifelsohne sind auch Frauen der bürgerlichen Mittelschicht betroffen, werden
jedoch durch soziale Kontakte und finanzielle Mittel auch weiterhin einen Weg finden, auf sichere
Weise abzutreiben.

Dadurch zeigt sich, wie durch solch reaktionäre Politik die Ungleichheiten der kapitalistischen
Unterdrückung im täglichen Leben von Frauen der Arbeiter:innenklasse verstärkt werden.
Langfristig ist dieses Urteil in einem vermeintlich „demokratischen, liberalen westlichen
Industriestaat“ auch ein fatales Signal für reproduktive Rechte von Frauen weltweit. Uns muss klar
sein, dass es keine objektive oder neutrale Regierungspolitik oder Justiz innerhalb des bürgerlichen
Staates und seiner Institutionen gibt, erst recht keine Rechtsprechung im Sinne der
Arbeiter:innenklasse, die an den Grundfesten des Systems rüttelt.

Gegenwehr

Der Aufschrei in den USA und international ist deutlich zu vernehmen. Gut so! Zehntausende haben
auf Straßen und Plätzen demonstriert und werden es weiterhin tun. Doch auch die konservativen
und evangelikalen, rechten Abtreibungsgegner:innen demonstrieren und scheuen dabei nicht vor
Gefährdungen und Verletzungen der Befürworter:innen zurück. Jüngst war ein Auto eines
Anhängers dieser durchgeknallten, entsicherten Mittelklassenbewegung, wie sie sich schon beim
von Trump inszenierten Sturm aufs Capitol zeigte, in eine protestierende Menschenmenge gerast –
unter Inkaufnahme von Tod und Körperverletzungen.

Über Demonstrationen hinaus müssen sich deshalb gerade angesichts der zu allen erlaubten und
unerlaubten Mitteln greifenden Rechten Abtreibungsbefürworter:innen auf den Schulterschluss mit
der US-amerikanischen Arbeiter:innenbewegung zubewegen. Es ist deren Potenzial, das das Urteil
des Obersten Bundesgerichtshofs kippen kann: durch politische Streiks für die Wiederinkraftsetzung
von „Roe vs. Wade“ sowie durch, erforderlichenfalls bewaffnete, Verteidigung von Protesten und
Abtreibungseinrichtungen mittels gemeinsamer Selbstverteidigungsstrukturen.

Kampf um Selbstbestimmung als Teil des Klassenkampfes

Das Recht der Frau auf körperliche Unversehrtheit ist durch dieses Urteil nicht länger gegeben. Die
Gründe für Schwangerschaftsabbrüche sind vielfältig und unabhängig davon, warum eine Frau sich
dafür entscheidet, spielt immer auch die Frage der physischen wie psychischen Gesundheit und die
Souveränität über den eigenen Körper eine Rolle.

Der Kampf um das Selbstbestimmungsrecht über unsere Körper und reproduktiven Rechte kann
nicht länger warten, er muss jetzt konsequent geführt werden. Da wir uns mehr denn je nicht nur
gegen Verschlechterungen zur Wehr setzen, sondern die bisherigen Errungenschaften verteidigen
müssen, braucht es endlich eine massenhafte Bewegung der Arbeiter:innen. Deshalb fordern wird
national und international:

Uneingeschränktes Recht auf Schwangerschaftsabbruch als Teil der öffentlichen
Gesundheitsversorgung! Abtreibungen müssen sicher und von den Krankenkassen



finanziert sein!
Für uneingeschränkten und transparenten Zugang zu Informationen, Ärzt:innen und
Kliniken!
Hände weg von unseren Körpern! Raus mit der Kirche und anderen Religionen aus
Gesundheitssystem und Gesetzgebung! Für Abschaffung aller
Abtreibungsparagraphen sowie der Beratungspflicht!
Für den flächendeckenden Ausbau an Beratungs- und Behandlungsstellen!
Vollständige Übernahme der Kosten für eine Abtreibung, egal in welchem Monat, und
aller Kosten für Verhütungsmittel durch den Staat!
Für die Abschaffung von Fristen, bis zu denen abgetrieben werden darf! Für die
ärztliche Entscheidungsfreiheit, lebensfähige Kinder zu entbinden!
Gegen leibliche Zwangselternschaft für so geborene Kinder! Der Staat soll für sie
aufkommen und sich um sie kümmern bzw. zur Adoption freigeben! Adoptionsvorrang
für leibliche/n Vater und/oder Mutter, falls sie das Kind später großziehen wollen und
dieses zustimmt!
Für den Ausbau von Schutzräumen für Opfer sexueller Gewalt, Schwangere und junge
Mütter!


